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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 33/2026 

vom 19. März 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8433 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf die Artikel 1627, 1628 und 1629 des 

Gerichtsgesetzbuches in Verbindung mit Artikel 184bis des Registrierungs-, Hypotheken- und 

Kanzleigebührengesetzbuches, gestellt vom Appellationshof Brüssel. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Luc Lavrysen und Pierre Nihoul, und den Richtern 

Thierry Giet, Joséphine Moerman, Michel Pâques, Yasmine Kherbache und Danny Pieters, 

unter Assistenz des Kanzlers Nicolas Dupont, unter dem Vorsitz des Präsidenten Luc Lavrysen, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 

 

 In seinem Entscheid vom 7. Februar 2025, dessen Ausfertigung am 21. Februar 2025 in 

der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, hat der Appellationshof Brüssel folgende 

Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstoßen die Artikel 1627, 1628 und 1629 des Gerichtsgesetzbuches in Verbindung mit 

Artikel 184bis des Registrierungsgebührengesetzbuches gegen die Artikel 10 und 11 der 

Verfassung, wenn sie dahin ausgelegt werden, dass 

 

 die Forderung des belgischen Staates zur Zahlung der Registrierungsgebühren auf ein 

(Exequatur-)Urteil – abgesehen von dem darauf anwendbaren Vorrecht – im 

Verteilungsentwurf berücksichtigt wird, und zwar auch dann, wenn der belgische Staat keine 

(fristgerechte) Forderungsanmeldung beim beurkundenden Gerichtsvollzieher vorgenommen 

hat, 

 

 während die Forderung jedes anderen (bevorrechtigten oder nicht bevorrechtigten) 

Gläubigers des Gepfändeten, der keine (fristgerechte) Forderungsanmeldung beim 

beurkundenden Gerichtsvollzieher vorgenommen hat, nicht berücksichtigt wird? ». 
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(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 B.1.1.  Mit der Vorabentscheidungsfrage möchte das vorlegende Rechtsprechungsorgan 

vom Gerichtshof erfahren, ob die Artikel 1627, 1628 und 1629 des Gerichtsgesetzbuches in 

Verbindung mit Artikel 184bis des Registrierungs-, Hypotheken- und 

Kanzleigebührengesetzbuches (nachstehend: Registrierungsgebührengesetzbuch) mit den 

Artikeln 10 und 11 der Verfassung vereinbar seien, « wenn sie dahin ausgelegt werden, dass 

die Forderung des belgischen Staates zur Zahlung der Registrierungsgebühren auf ein 

(Exequatur-)Urteil - abgesehen von dem darauf anwendbaren Vorrecht - im Verteilungsentwurf 

berücksichtigt wird, und zwar auch dann, wenn der belgische Staat keine (fristgerechte) 

Forderungsanmeldung beim beurkundenden Gerichtsvollzieher vorgenommen hat, während die 

Forderung jedes anderen (bevorrechtigten oder nicht bevorrechtigten) Gläubigers des 

Gepfändeten, der keine (fristgerechte) Forderungsanmeldung beim beurkundenden 

Gerichtsvollzieher vorgenommen hat, nicht berücksichtigt wird ». 

 

 B.1.2.  Die klagende Partei vor dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan hat die 

Vollstreckbarkeit eines Schiedsspruchs in Belgien erwirkt, woraufhin bei verschiedenen Dritten 

eine Vollstreckungspfändung vorgenommen wurde. Nach dieser Pfändung musste der 

Gerichtsvollzieher für die Verteilung des Erlöses das Verfahren der verhältnisgleichen 

Verteilung anwenden (Artikel 1390quinquies in Verbindung mit den Artikeln 1627 ff. des 

Gerichtsgesetzbuches). 

 

 B.1.3.  Aus der Begründung des Vorlageentscheids geht hervor, dass der beurkundende 

Gerichtsvollzieher den belgischen Staat in der Verteilungsurkunde nicht unter den Gläubigern 

aufgeführt hat, die eine Forderungsanmeldung eingereicht haben, sondern darauf hingewiesen 

hat, dass die Forderung der klagenden Partei vor dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan 

« möglicherweise » Registrierungsgebühren umfasst und dass, « soweit die 

Registrierungsgebühren geschuldet sind », ein Betrag von 233 265,30 Euro an den belgischen 

Staat (Büro Rechtssicherheit Brüssel 1) zu überweisen ist. 
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 B.2.1.  Das Verfahren der verhältnisgleichen Verteilung (Artikel 1627 bis zum 1637 des 

Gerichtsgesetzbuches) bezieht sich auf die Verteilung des Erlöses nach einer Pfändung 

beweglicher Sachen oder einer Drittpfändung. Es entsteht eine Art begrenzter Konkurrenz bei 

einem bestimmten Teil des Vermögens des Schuldners. Die Regeln der Konkurrenz kommen 

zur Anwendung, sobald die Pfändung vorgenommen wird. 

 

 B.2.2.  Im Rahmen des Verfahrens der verhältnisgleichen Verteilung muss der 

Gerichtsvollzieher eine Konkurrenz ausarbeiten, bei der bestimmte, jedoch nicht alle Gläubiger 

berücksichtigt werden müssen. Gemäß Artikel 1627 des Gerichtsgesetzbuches fordert der 

Gerichtsvollzieher die pfändenden oder die Einspruch erhebenden Gläubiger auf, seiner 

Amtsstube binnen fünfzehn Tagen die Anmeldung und den Nachweis ihrer Forderung 

zukommen zu lassen, « erforderlichenfalls » mit dem Vermerk « des Vorzugsrechts, auf das sie 

Anspruch erheben ». Der Gerichtsvollzieher kann diese Aufforderung « unter denselben 

Bedingungen an alle Dritte richten, die behaupten, Gläubiger zu sein ». 

 

 B.2.3.  Die Verteilung des Erlöses aus der Pfändung erfolgt grundsätzlich gütlich, wobei 

der Gerichtsvollzieher einen Verteilungsentwurf erstellt. Dieser Verteilungsentwurf wird an die 

Gläubiger übermittelt, die benachrichtigt worden sind oder die ihre Forderung eingereicht 

haben, und die fünfzehn Tage Zeit haben, gegen diesen Entwurf Einwände zu erheben 

(Artikel 1629 des Gerichtsgesetzbuches).  Sind innerhalb der Frist von fünfzehn Tagen 

Einwände vorgebracht worden und wurde der Verteilungsentwurf nicht im Rahmen einer 

gütlichen Einigung geregelt, wird das Verfahren vor dem Pfändungsrichter in erster Instanz und 

anschließend gegebenenfalls vor dem Appellationshof fortgesetzt (Artikel 1631 des 

Gerichtsgesetzbuches). 

 

 B.2.4.  Die Artikel 1627 bis 1629 des Gerichtsgesetzbuches bestimmen: 

 

 « Art. 1627.  Spätestens fünfzehn Tage nach dem Verkauf oder nach der Pfändung der 

Gelder fordert der Gerichtsvollzieher die pfändenden oder die Einspruch erhebenden Gläubiger 

auf, seiner Amtsstube binnen fünfzehn Tagen die Anmeldung und den Nachweis ihrer 

Forderung in Hauptsumme, Zinsen und Kosten zukommen zu lassen, erforderlichenfalls mit 

dem Vermerk des Vorzugsrechts, auf das sie Anspruch erheben. 

 

 Er kann diese Aufforderung unter denselben Bedingungen an alle Dritte richten, die 

behaupten, Gläubiger zu sein.  
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 Die Aufforderung wird an die Gläubiger entweder per Einschreiben an ihren Wohnsitz oder 

per gewöhnlichen Brief an den gewählten Wohnsitz gerichtet, und zwar gegen eine von der 

Partei oder ihrem Bevollmächtigten datierte und unterzeichnete Empfangsbestätigung.  

 

 Art. 1628.  Nur die unbestrittenen Schulden oder die Schulden, die durch einen Rechtstitel, 

auch wenn es sich um einen privatschriftlichen Rechtstitel handelt, festgestellt sind, können für 

die Verteilung in Höhe der so belegten Beträge ganz oder teilweise berücksichtigt werden.  

 

 Bei einer Sicherungspfändung werden die Ansprüche der Parteien, einschließlich des 

Betrags der Forderung, zu deren Deckung diese Pfändung gestattet worden ist, bestimmt, wobei 

dieser Betrag, der vorübergehend hinterlegt wird, später, wenn dazu Anlass besteht, nach 

denselben Formen verteilt wird.  

 

 Art. 1629.  Bei Ablauf der in Artikel 1627 vorgesehenen Frist und spätestens binnen 

fünfzehn Tagen nach der Aufforderung, die die zuerst handelnde Partei dem Gerichtsvollzieher 

zukommen lässt, fertigt dieser einen Verteilungsentwurf an, der Folgendes enthält:  

 

 1.  den Namen, den Vornamen und den Wohnsitz der Erklärenden,  

 

 2.  den Betrag der Forderungen, die sie erklären zu besitzen, die Rechtstitel, die sie geltend 

machen, und die Vorzugsrechte, auf die sie Anspruch erheben,  

 

 3.  den Betrag der zu verteilenden Vermögensmasse und die Beträge, die den Erklärenden 

zuerkannt werden.  

 

 Der Gerichtsvollzieher übermittelt diesen Entwurf in den in Artikel 1627 vorgesehenen 

Formen unverzüglich den Gläubigern, die benachrichtigt worden sind oder die ihre Forderung 

eingereicht haben.  

 

 Einwände müssen binnen fünfzehn Tagen entweder durch Gerichtsvollzieherurkunde, die 

dem beurkundenden Gerichtsvollzieher zugestellt wird, oder anhand einer Erklärung vor 

diesem Gerichtsvollzieher vorgebracht werden, ansonsten wird die Verteilung gemäß den 

Bestimmungen des Entwurfs vorgenommen.  

 

 In der den Gläubigern und dem Schuldner übermittelten Meldung wird die Frist von 

fünfzehn Tagen vermerkt, binnen der die Einwände vorgebracht werden müssen. Nach Ablauf 

dieser Frist wird kein Einspruch mehr angenommen, weder beim Gerichtsvollzieher noch vor 

dem Richter ». 

 

 B.3.  Um die Zahlung der in Artikel 142 des Registrierungsgebührengesetzbuches 

festgelegten Verurteilungsgebühr sicherzustellen, verbietet Artikel 184bis desselben Gesetzes 

unter anderem den Gerichtsvollziehern und Bediensteten der Hinterlegungs- und 

Konsignationskasse, Gelder aus einer Verurteilung, Liquidation oder Festsetzung des 

Rangverhältnisses freizugeben, bevor der Einnehmer eine Bescheinigung ausgestellt hat, die 

bestätigt, dass alle Registrierungsgebühren und Geldbußen unter Androhung der persönlichen 

Haftung für die Zahlung dieser Gebühren und Geldbußen gezahlt wurden. 
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 Artikel 184bis des Registrierungsgebührengesetzbuches bestimmt: 

 

 « Notare, Gerichtsvollzieher und Greffiers, Liquidatoren und Kuratoren sowie Bedienstete 

der Hinterlegungs- und Konsignationskasse dürfen keine Zahlung, Übertragung oder Erstattung 

von Beträgen oder Werten vornehmen, die sich aus einer Verurteilung, Liquidation oder 

Festsetzung des Rangverhältnisses ergeben, bevor der Einnehmer eine Bescheinigung 

ausgestellt hat, aus der hervorgeht, dass kein Betrag aufgrund dieser Verurteilung, Liquidation 

oder Festsetzung des Rangverhältnisses als Registrierungsgebühr oder Geldbuße einforderbar 

bleibt. 

 

 Absatz 1 gilt für Liquidatoren und Kuratoren nur in den Fällen, in denen sie von der 

Verurteilung, Liquidation oder Festsetzung des Rangverhältnisses, aus der sich die Zahlung, 

Übertragung oder Erstattung von Beträgen oder Werten ergibt, Kenntnis erhalten. 

 

 Wenn die in Absatz 1 bestimmten Personen die Vorschriften des vorliegenden Artikels 

nicht eingehalten haben, haften sie persönlich für die Zahlung der Beträge, die einforderbar 

geblieben sind ». 

 

 B.4.  Aus den Vorarbeiten zu dem Abänderungsantrag, der den Artikeln 150 und 184bis 

des Registrierungsgebührengesetzbuches zugrunde liegt, geht hervor, dass « diese 

Bestimmungen […] die Beitreibung der Gebühren und Geldbußen [gewährleisten]. Wie schon 

in der Vergangenheit behält die Verurteilungsgebühr den Charakter einer Vergütung für die 

Dienstleistung, die das Gericht den Begünstigten von Verurteilungen, Liquidationen oder 

Festsetzungen des Rangverhältnisses erbringt. Das Vorrecht soll die Zahlung dieser Vergütung 

in dem Maße gewährleisten, in dem die vom Gericht erbrachte Dienstleistung den Begünstigten 

zugutekommt » (Parl. Dok., Kammer, 1985-1986, Nr. 135/2, S. 4). 

 

 Artikel 184bis des Registrierungsgebührengesetzbuches verfolgt in der Auslegung, dass er 

den belgischen Staat davon befreit, im Rahmen des in den Artikeln 1627 ff. des 

Gerichtsgesetzbuches geregelten Verfahrens der verhältnisgleichen Verteilung eine 

Forderungsanmeldung für die Zahlung der in den Artikeln 142 ff. des 

Registrierungsgebührengesetzbuches vorgesehenen Verurteilungsgebühr einzureichen, und 

zwar abweichend von anderen Gläubigern, ein legitimes Ziel von allgemeinem Interesse, das 

darin besteht, die Wirksamkeit der Beitreibung der Verurteilungsgebühr zu erhöhen, bei der es 

sich um eine Abgabe handelt, die mit dem öffentlichen Dienst der Rechtspflege in 

Zusammenhang steht und im Übrigen durch ein Vorrecht gesichert ist (Artikel 150 des 

Registrierungsgebührengesetzbuches). Im Hinblick auf dieses Ziel befindet sich der belgische 
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Staat in einer Situation, die sich objektiv grundlegend von der der anderen Gläubiger 

unterscheidet. 

 

 Der fragliche Behandlungsunterschied ist sachlich gerechtfertigt. 

 

 Im Übrigen beeinträchtigt die Möglichkeit des belgischen Staates, dem zuständigen 

Gerichtsvollzieher das Bestehen eines als Registrierungsgebühr fälligen Betrags im Rahmen 

des Verfahrens zur Ausstellung der in Artikel 184bis des Registrierungsgebührengesetzbuches 

genannten Bescheinigung mitzuteilen, an sich nicht die Rechte der anderen Gläubiger. 

 

 B.5.  Die Artikel 1627, 1628 und 1629 des Gerichtsgesetzbuches in Verbindung mit 

Artikel 184bis des Registrierungsgebührengesetzbuches sind vereinbar mit den Artikeln 10 und 

11 der Verfassung, dahin ausgelegt, dass der belgische Staat davon befreit ist, im Rahmen des 

in den Artikeln 1627 ff. des Gerichtsgesetzbuches geregelten Verfahrens der verhältnisgleichen 

Verteilung eine Forderungsanmeldung für die Zahlung der in den Artikeln 142 ff. des 

Registrierungsgebührengesetzbuches vorgesehenen Verurteilungsgebühr einzureichen. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 Die Artikel 1627, 1628 und 1629 des Gerichtsgesetzbuches in Verbindung mit 

Artikel 184bis des Registrierungs-, Hypotheken- und Kanzleigebührengesetzbuches, dahin 

ausgelegt, dass der belgische Staat davon befreit ist, im Rahmen des in den Artikeln 1627 ff. 

des Gerichtsgesetzbuches geregelten Verfahrens der verhältnisgleichen Verteilung eine 

Forderungsanmeldung für die Zahlung der in den Artikeln 142 ff. des Registrierungs-, 

Hypotheken- und Kanzleigebührengesetzbuches vorgesehenen Verurteilungsgebühr 

einzureichen, verstoßen nicht gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung. 

 

 Erlassen in niederländischer und französischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 19. März 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Nicolas Dupont (gez.) Luc Lavrysen 

 


